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(3) Die arbeitsmedizinischen Untersuchungen gemäß den 
Absätzen 1 und 2 sind nach jeweils 2 Jahren zu wiederholen 
(Überwachungsuntersuchungen).

(4) Die zuständigen Bezirksinspektionen Gesundheits­
schutz in den Betrieben oder Verkehrshygieneinspektionen 
können zur Vermeidung einer Gesundheitsgefährdung den 
festgelegten Zeitraum zwischen den Untersuchungen verkür­
zen.

§ 2
Ein Arbeitsplatz mit hörschädigendem Lärm im Sinne die­

ser Durchführungsbestimmung ist ein Arbeitsplatz, an dem 
die Einhaltung der Grenzwerte zur Vermeidung einer lärm­
bedingten Innenohrschwerhörigkeit entsprechend der Anlage 
der Ersten Durchführungsbestimmung vom 26., Oktober 1970 
zur Vierten Durchführungsverordnung zum Landeskulturge­
setz — Schutz vor Lärm — Begrenzung der Lärmimmission — 
(GBl. II Nr. 87 S. 595) noch nicht gewährleistet ist.

§3
Die arbeitsmedizinischen Einstellungs- und Überwachungs­

untersuchungen umfassen
— die Durchführung einer klinischen Grunduntersuchung,
— die Anfertigung eines Siebaudiogramms in den Frequen­

zen von 500—6 000 Hz,
— zusätzliche fachärztliche Untersuchungen.

§4
(1) Werktätige sind für eine Tätigkeit an Arbeitsplätzen 

mit hörschädigendem Lärm nicht einsatzfähig
— bei Erkrankungen oder Schädigungen des Hörorgans, die 

das Innenohr betreffen oder gefährden,
— wenn im Ergebnis der audiometrischen Untersuchung Ab­

weichungen von einer altersbedingten Schwerhörigkeit um 
mehr als 20 dB des arithmetischen Mittels des Hörverlustes 
in dB bei den Frequenzen 1 000, 2 000, 3 000, 4 000 und 
6 000 Hz ein- oder beiderseitig festgestellt werden. Die 
Hörverluste sind durch klinische Audiometrie zu ermit­
teln.

(2) Die Durchführung eines prophylaktischen Arbeitsplatz­
wechsels im Sinne des § 5 Abs. 1 der Verordnung vom 14. No­
vember 1957 über Melde- und Entschädigungspflicht bei Be­
rufskrankheiten (GBl. I 1958 Nr. 1 S. 1) hat zu erfolgen
— bei Erkrankungen oder Schädigungen des Hörorgans, die 

das Innenohr betreffen oder gefährden,
— bei beiderseitigen Hörverlusten von mindestens 30 dB bei 

2 000 Hz und mindestens 40 dB bei 3 000, 4 000 und 6 000 Hz 
ohne Abzug der altersbedingten Hörverluste,

— bei Tonschwellenverschiebungen zwischen zwei arbeits­
medizinischen Untersuchungen entsprechend § 1 von mehr 
als 15 dB bei 3 000 Hz.

(3) Eine Meldung über eine Berufskrankheit oder den Ver­
dacht einer Berufskrankheit hat zu erfolgen, wenn bei nach­
gewiesener hörschädigender Lärmexposition Tonschwellen­
verschiebungen zu Hörverlusten von mindestens 35 % auf dem 
einen und 15% auf dem anderen Ohr — ohne Abzug der 
altersbedingten Hörverluste — geführt haben.

§5
Die Durchführung der arbeitsmedizinischen Einstellungs­

und Überwachungsuntersuchungen von Werktätigen an Ar­
beitsplätzen mit hörschädigendem Lärm und die Ermittlung 
von Hörverlusten werden durch den Minister für Gesund­
heitswesen in einer Richtlinie* geregelt.

§ 6
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Dezember 1973 

in Kraft.
Berlin, den 5. November 1973

Der Minister für Gesundheitswesen
OMR Prof. Dr. sc. med. M e c k l i n g e r

• Die Veröffentlichung erfolgt ln den Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums für Gesundheitswesen.

Erste Durchführungsbestimmung
zur Verordnung über die Förderung des Handwerks 

bei Dienst- und Reparaturleistungen 
und die Regelung der privaten Gewerbetätigkeit

— Kunsthandwerk — 
vom 1. November 1973

Auf Grund des § 23 der Verordnung vom 12. Juli 1972 über 
die Förderung des Handwerks bei Dienst- und Reparaturlei­
stungen und die Regelung der privaten Gewerbetätigkeit 
(GBl. II Nr. 47 S. 541) wird im Einvernehmen mit dem Mini­
ster für Bezirksgeleitete Industrie und Lebensmittelindustrie, 
dem Minister der Finanzen und dem Minister und Leiter des 
Amtes für Preise folgendes bestimmt:

Grundsätze
§ 1

(1) Die örtlichen Staatsorgane beziehen die Leistungen der 
Kunsthandwerker, die als freischaffende Mitglieder des Ver­
bandes Bildender Künstler der DDR, als Mitglieder in Produk­
tionsgenossenschaften des Handwerks oder als Inhaber privater 
Handwerksbetriebe schöpferisch tätig sind, in die staatliche 
Planung zur Entwicklung von Kultur und Kunst ein. Sie för­
dern die Bestrebungen der Kunsthandwerker, individuelle 
Bedürfnisse der Bürger zu befriedigen und staatliche bzw. ge­
sellschaftliche Aufträge zur ästhetischen Gestaltung der gesell­
schaftlichen und persönlichen Lebensumwelt mit hoher künst­
lerischer Qualität zu erfüllen.

(2) Die Kunsthandwerker sind anzuregen, kulturgeschichtlich 
wertvolle Handwerksberufe, überliefertes handwerkliches 
Können und künstlerische Traditionen mit den neuen, von der 
sozialistischen Lebensweise hervorgebrachten Anforderungen 
in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft zu verbinden 
und moderne, formschöne und zweckmäßige Arbeiten des 
Kunsthandwerks zu schaffen. Besondere Aufmerksamkeit 
ist der Qualitätsentwicklung zu schenken.

(3) Die für die Entwicklung von Kultur und Kunst verant­
wortlichen Fachorgane der Räte der Bezirke und Kreise sind 
verpflichtet, den Kunsthandwerkern mit der Einbeziehung in 
das gesellschaftliche Auftragswesen zugleich angemessene 
Entwicklungsbedingungen zu sichern.

§ 2
(1) Die von den Kunsthandwerkern hergestellten Gegen­

stände sollen sich durch ihre Einheit von Kirnst- und Ge­
brauchswert, durch gediegene handwerkliche Verarbeitung des 
Werkstoffes und bildkünstlerische bzw. dekorative Gestaltung 
auszeichnen. Kunsthandwerker fertigen Einzelstücke und Se­
rien kleineren Umfangs.

(2) Kunsthandwerker erfüllen Aufgaben im Rahmen des ge­
sellschaftlichen Auftragswesens. Sie verkaufen ihre Erzeug­
nisse direkt an die Bevölkerung oder an den spezialisierten 
Einzelhandel. Durch ihre Teilnahme an Kunstausstellungen 
propagieren die Kunsthandwerker ihre besten künstlerischen 
Arbeiten und geben Anregungen für die ästhetische, indivi­
duelle Gestaltung der Lebensumwelt.

(3) Produktionsgenossenschaften des Kunsthandwerks sind 
berechtigt, Einzelaufträge im Rahmen der komplexen Um­
weltgestaltung zu übernehmen und auf Antrag die Vergünsti­
gungen gemäß § 6 in Anspruch zu nehmen.

(4) Musikinstrumentenbauer, die in der Handwerks- bzw. 
Gewerberolle der Handwerkskammer eingetragen sind und 
Einzelstücke bzw. Serien kleinerer. Umfangs herstellen, sind 
Kunsthandwerker. Sie können für die im § 5 fest­
gelegte Anerkennung vorgeschlagen werden. Das trifft auch 
für PGH des Musikinstrumentenbau r. zu. Musikinstrumenten­
bauer, die in der Handwerks- bzw Gewerberolle der Hand­
werkskammer eingetragen sind und Einzelstücke bzw. Serien 
kleineren Umfangs hersteilen, können auf Antrag die Ver­
günstigungen gemäß § 6 in Anspruch nehmen.


